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242 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 19. Juni 1972
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 76 Radipaß Straße im Bereich
der Gemeinden Pitschgau, Eibiswald und Aibl

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf der B 76 Radlpaß Straße
wird

1. im Bereich der Gemeinden Pitschgau und
Eibiswald, wie folgt bestimmt:

Die B 76 Radipaß Straße wird von km 40,660
(alt)/km 40,000 (neu), das ist etwa 330 m südlich
der Einbindung der Landesstraße Nr. 150 (Grasch-
ach—Altenmarkt) bis km 42,930 (alt)/km 42,145
(neu), das ist etwa 280 m nördlich der Einbindung
der B 69, Südsteirische Grenz Straße, am Orts-
rand von Eibiswald, auf die bereits hergestellte
Straßentrasse umgelegt, welche die alte Trasse
mehrfach überschneidend in gestreckterer Linien-
führung verläuft;

2. im Bereich der Gemeinde Aibl, wie folgt be-
stimmt:

Die B 76 Radipaß Straße wird von km 46,790
(alt)/km 46,760 (neu) bei der Kletzlbrücke bis
km 47,830 (alt)/km 47,790 (neu) bei der Zwetti-
brücke auf die bereits hergestellte Straßentrasse
umgelegt, welche die alte Trasse mehrfach über-

schneidend in gestreckterer Linienführung ver-
läuft.

Gleichzeitig werden die durch die Umlegung
für den Durchzugsverkehr entbehrlich geworde-
nen Straßenteile als Bundesstraße aufgelassen.

Moser

2 4 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauteil und Technik vom 22. Juni 1972
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 42 Paß Thurn Schnellstraße im

Bereich der Gemeinde Kitzbühel

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der S 42 Paß Thurn Schnell-
straße, die gemäß § 33 Abs. 5 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971 als Bundesstraße B gilt, wird im
Bereich der Gemeinde Kitzbühel wie folgt be-
stimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
km 29,197 (alt) von der bestehenden Trasse der
S 42 Paß Thurn Schnellstraße ab, führt sodann in
nordöstlicher Richtung in Bahn-km 160,670 über
die Trasse der ÖBB (Selzthal—Bischofshofen—
Wörgl), um nach einem Rechtsbogen mit einem
Radius von 90,0 m und einem anschließenden
Gegenbogen mit einem Radius von 100,0 m bei
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km 29,827 (alt) wieder in die bestehende Straßen-
trasse einzubinden.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
und bei der Gemeinde Kitzbühel aufliegenden
Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Die im
Absatz 2 vorgesehene Bauverbotszone beträgt
35 m beiderseits der Straßenachse.

Moser

2 4 4 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung und des Bundesministers
für Gesundheit und Umweltschutz vom
27. Juni 1972 über die Besorgung der Buch-
haltungsaufgaben des Bundesministeriums für

Gesundheit und Umweltschutz

Auf Grund des Art. 5 P. I des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes (VEG), BGBl. Nr. 277/1925,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen und dem Rechnungshof verordnet:

Die im Art. 5 P. II VEG, BGBl. Nr. 277/1925,
angeführten Buchhaltungsaufgaben der anwei-
senden Stelle Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz sind von der Buchhaltung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung zu
besorgen.

Häuser Leodolter

245. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. Juni 1972,
mit der der Anpassungsfaktor für das Jahr

1973 festgesetzt wird
Auf Grund des § 108 f Abs. 1 und 3 des

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, in der Fassung des Pensions-
anpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 96/1965 wird mit
Zustimmung der Bundesregierung und des Haupt-
ausschusses des Nationalrates verordnet:

Der Anpassungsfaktor für die Anpassung der
in den §§ 108 g und 108 h des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes angeführten Renten
und Pensionen wird für das Jahr 1973 mit 1,090
festgesetzt.

Häuser

2 4 6 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 28. Juni 1972, mit der die
Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 geändert
wird (4. Novelle der Bundesbahn-Pensions-

ordnung 1966)
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 28. Juni 1972 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBl.
Nr. 313, in der Fassung der Kundmachungen
BGBl. Nr. 203/1969, 223/1970 und 266/1971
wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Die Grundlage für den monatlichen Pensions-
beitrag bilden das Gehalt, der der jeweiligen be-
soldungsrechtlichen Stellung des Beamten ent-
sprechende Nebengebührendurchschnittssatz und
die ruhegenußfähigen Zulagen, ausgenommen die
Dienstalterszulage."

2. Nach § 25 ist folgender § 25 a einzufügen:

„Nebengebührenzulage

§ 25 a. (1) Einer Person, die Anspruch auf
Ruhe- oder Versorgungsgenuß hat, gebührt eine
Nebengebührenzulage.

(2) Anspruchsbegründende Nebengebühren
sind die gemäß § 27 der Bundesbahn-Besoldungs-
ordnung 1963, BGBl. Nr. 170, zukommenden
Nebenbezüge, die unter Berücksichtigung der ein-
schlägigen Bestimmungen der Dienstordnung so-
wie der besonderen Betriebsbedürfnisse für Mehr-
leistungen, für Erschwernisse, oder für Gefähr-
dungen gewährt werden.

(3) Die im Durchschnitt gebührenden an-
spruchsbegründenden Nebengebühren sind in
einem Nebengebührendurchschnittssatz zusam-
mengefaßt, der 10 v. H. des ruhegenußfähigen
Monatsbezuges, höchstens jedoch 770 S beträgt.

(4) Bemessungsgrundlage für die Nebengebüh-
renzulage ist der dem ruhegenußfähigen Monats-
bezug entsprechende Nebengebührendurch-
schnittssatz.

(5) Das Ausmaß der Nebengebührenzulage
richtet sich nach dem Hundertsatz des Ruhe-
oder Versorgungsgenusses, zu dem sie gebührt."

3. § 32 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die, Auszahlung wiederkehrender Geld-
leistungen durch Überweisung ist unter folgen-
den Voraussetzungen zulässig:

a) Über das Konto, auf das die Geldleistun-
gen überwiesen werden sollen, muß der
Anspruchsberechtigte allein verfügungs-
berechtigt sein. Außer dem Anspruchs-
berechtigten kann jedoch seiner Gattin die
Verfügungsberechtigung eingeräumt wer-
den, wenn sie sich unwiderruflich verpflich-
tet, den Österreichischen Bundesbahnen
Geldleistungen, die infolge, des Todes des
Anspruchsberechtigten zu Unrecht auf des-
sen Konto überwiesen worden sind, bis zur
Höhe jenes Betrages zu ersetzen, den sie
nach dem Tod des Anspruchsberechtigten
von dessen Konto abgehoben hat. Unter
den gleichen Voraussetzungen kann die
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Verfügungsberechtigung auch dem Gatten
einer Anspruchsberechtigten eingeräumt
werden, sofern er Bundesbahnbeamter ist.
Der Ersatz zu Unrecht empfangener Geld-
leistungen hat nach Maßgabe der Bestim-
mungen des § 36 Abs. 2 zu erfolgen.

b) Außerdem muß sich die Kreditunterneh-
mung verpflichten, die wiederkehrenden
Geldleistungen, die infolge des Todes des
Anspruchsberechtigten zu Unrecht auf des-
sen Konto überwiesen worden sind, den
Österreichischen Bundesbahnen insoweit zu
erstatten, als diese nicht gemäß lit. a vom
weiteren Verfügungsberechtigten zu er-
setzen sind."

4. Im § 37 hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Beim Zutreffen der im Abs. 2 genannten
Voraussetzungen ändern sich die im § 18 Abs. 4
und § 25 a Abs. 3 vorgesehenen Höchstausmaße
der Versorgungsleistungen und des Nebengebüh-
rendurchschnittssatzes um denselben Hundert-

satz, um den sich bei einem Beamten des Dienst-
standes das Gehalt der Gehaltsstufe 7 der Ge-
haltsgruppe VII b ändert."

5. § 53 Abs. 5 ist zu streichen. Der bisherige
Abs. 6 ist als Abs. 5 zu bezeichnen.

Artikel II

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 1, 2 und 4 mit 1. Jänner 1972,
2. Art. I Z. 3 und 5 mit 1. Jänner 1973.

(2) Die Nebengebührenzulage gemäß Art. I
Z. 2 gebührt:

Vom 1. Jänner 1972 an im Ausmaß von
25 v. H.,

vom 1. Jänner 1973 an im Ausmaß von
50 v.H.,

vom 1. Jänner 1974 an im Ausmaß von
75 v.H. und

vom 1. Jänner 1975 an im vollen Ausmaß.

Frühbauer

247.
(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 5/72

BESCHLUSS DES RATES Nr. 5/1972

(In der 14. gemeinsamen Sitzung am 18. Mai
1972 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS HIN-

SICHTLICH DER POSITION ex 39.02

DER RAT hat,

im Hinblick auf die weiterhin bestehenden
Schwierigkeiten, monomeres Vinylacetat aus dem
EFTA-Raum zu beziehen,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-
kommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Beschluß des Rates Nr. 8/1970 1), der
einen neuen ursprungsbegründenden Verarbei-
tungsvorgang für Polyvinylacetat, ex 39.02, vor-
gesehen hat [verlängert durch den Beschluß Nr. 7/
1971 2)], bleibt bis 31. Dezember 1972 in Kraft.

2. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Verlautbart unter BGBl. Nr. 198/1970
2) Verlautbart unter BGBl. Nr. 250/1971

Kreisky
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248.
(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 2/72

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 2/1972

(In der 14. gemeinsamen Sitzung am 18. Mai
1972 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU
ANHANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 5/1972 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 5/1972 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 247/1972 verlautbart

Kreisky

2 4 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
von Spanien betreffend die gegenseitige Anerkennung von Transitursprungszeugnissen

Österreichische Botschaft

M a d r i d

VERBALNOTE

Die Österreichische Botschaft begrüßt das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten und
beehrt sich, namens der Österreichischen Bundesregierung folgendes vorzuschlagen:

Die Republik Österreich und der Spanische Staat gewähren einander hinsichtlich der
Ursprungszeugnisse für Waren mit dem Ursprung in Drittländern die Behandlung gemäß
Artikel 11, Punkt 3 der Internationalen Konvention zur Vereinfachung der Zollformalitäten vom
3. November 1923.

Für den Fall, daß die Regierung von Spanien Obigem zustimmen sollte, beehrt sich die Öster-
reichische Botschaft vorzuschlagen, daß diese Note und die spanische Antwortnote ein Überein-
kommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Spanien
darstellen, welches 60 Tage nach Durchführung des Notenwechsels in Kraft tritt und jederzeit
mit einer Frist von 3 Monaten schriftlich gekündigt werden kann.



76. Stück — Ausgegeben am 18. Juli 1972 — Nr. 249 1669

Die Österreichische Botschaft benützt diese Gelegenheit, um dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten den Ausdruck ihrer vorzüglichen Hochachtung zu erneuern.

Madrid, am 14. März 1972

An das
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
M a d r i d

(Übersetzung)
MINISTERIUM FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
R.E.I.
Nr. 28

VERBALNOTE
Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-

heiten begrüßt die Österreichische Botschaft in
Madrid und beehrt sich, den Empfang ihrer
Verbalnote vom 14. des Monates zu bestätigen,
die wie folgt lautet:

„Die Republik Österreich und der Spanische
Staat gewähren einander hinsichtlich der
Ursprungszeugnisse für Waren mit dem Ur-
sprung in Drittländern die Behandlung gemäß
Artikel 11, Punkt 3 der Konvention zur Ver-
einfachung der Zollformalitäten vom 3. No-
vember 1923.

Für den Fall, daß die Regierung von Spanien
Obigem zustimmen sollte, beehrt sich die
Österreichische Botschaft vorzuschlagen, daß
diese Note und die spanische Antwortnote ein
Übereinkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung des Spani-
schen Staates darstellen, welches 60 Tage nach
Durchführung des Notenwechsels in Kraft tritt
und jederzeit mit einer Frist von 3 Monaten
schriftlich gekündigt werden kann."

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten gibt hiemit der Österreichischen Botschaft
die Annahme des Vorstehenden durch die Regie-
rung von Spanien bekannt.

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten benützt die Gelegenheit, um der Öster-
reichischen Botschaft die Versicherung seiner
Hochachtung zu erneuern.

Madrid, 14. März 1972

An die
Österreichische Botschaft
in M a d r i d

Das im vorstehenden Notenwechsel enthaltene Übereinkommen ist am 13. Mai 1972 in
Kraft getreten.

Kreisky
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